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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 
zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass die Sozialbestimmungen wesentlicher Bestandteil der Charta und 
der Rechtsstruktur der Union sind; in der Erwägung, dass es wichtig ist, die Achtung 
der Grundrechte in der gesamten Union sicherzustellen und deren Bedeutung zu 
betonen;

B. in der Erwägung, dass die Charta schon seit dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon eine Quelle des Primärrechts ist, die in erster Linie für die Organe und 
Einrichtungen der Union gilt;

C. in der Erwägung, dass die Union, einschließlich der Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der EU, verpflichtet sind, für den Schutz der Grundrechte während der 
Ausübung ihrer Mandate zu sorgen und die Charta uneingeschränkt einzuhalten, auch 
im gesamten Gesetzgebungsverfahren und bei der Umsetzung der EU-
Rechtsvorschriften; in der Erwägung, dass die systematische Anwendung der Charta in 
allen Politikbereichen wichtig ist;

D. in der Erwägung, dass eine solche Verpflichtung bedeutet, dass die Organe der Union 
nicht nur bestrebt sein sollten, Verstöße gegen die in der Charta verankerten Rechte zu 
vermeiden, sondern auch das Potenzial der Charta ausweiten sollten, indem sie diese 
aktiv und systematisch in die Gesetzgebung und in die Ausarbeitung von Strategien 
einbeziehen;

E. in der Erwägung, dass der Rat und das Parlament systematisch sicherstellen müssen, 
dass Entscheidungen zwischen verschiedenen infrage kommenden Politikoptionen auf 
der Grundlage des Beitrags, den die jeweiligen Optionen zur Erfüllung der Charta 
leisten, bewertet werden sollten;

F. in der Erwägung, dass bei der Verkündung der europäischen Säule sozialer Rechte 
weiter die Bedeutung von Chancengleichheit und Zugang zum Arbeitsmarkt, fairer und 
menschenwürdiger Arbeitsbedingungen sowie Sozialschutz und sozialer Inklusion für 
die Erreichung neuer und wirksamerer Rechte für die Bürger und die Stärkung der 
bereits in der Charta verankerten Rechte betont wurde;

1. bekräftigt, dass bei allen von der Union angenommenen Rechtsakten die Bestimmungen 
der Charta, einschließlich deren Sozialbestimmungen und Bestimmungen im Bereich 
der wirtschaftspolitischen Steuerung, aufgenommen und uneingeschränkt eingehalten 
werden müssen; betont, dass bei den Rechtsvorschriften und der Politik der Union 
systematisch bewertet werden muss, ob sie im Einklang mit der Charta stehen; fordert 
die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass der Prozess des Europäischen Semesters, 
einschließlich des Jahreswachstumsberichts und der länderspezifischen Empfehlungen, 
im Einklang mit der Charta steht;

2. begrüßt im Zusammenhang mit der europäischen Säule sozialer Rechte die Vorschläge 
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der Kommission zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, zu verlässlichen und 
transparenten Arbeitsbedingungen und zu der Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit;

3. ist der Ansicht, dass sich die Rechtsprechung auf den Anwendungsbereich der Charta 
auswirken wird und dass diesem Umstand Rechnung getragen werden muss;

4. fordert, dass die Europäische Union der Europäischen Sozialcharta des Europarates 
beitritt;

5. betont, dass alle Akteure der Union den sozialen Rechten sowie den wirtschaftlichen 
Rechten und Grundsätzen genauso Rechnung tragen müssen wie den anderen in der 
Charta verankerten Grundrechten und Grundsätzen;

6. fordert die Kommission, die übrigen EU-Organe und die nationalen und regionalen 
Regierungen der Mitgliedstaaten auf, die Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte (FRA) zu konsultieren, wenn es um die Wahrung der Grundrechte geht;

7. betont, dass die Union das Bewusstsein für die Charta sowohl auf nationaler als auch 
auf Unionsebene dadurch weiter schärfen muss, dass die Grundrechte, -werte und -
freiheiten stärker bekannt gemacht werden, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf der 
Beschäftigungs- und der Sozialpolitik liegen sollte; betont, wie wichtig es ist, dass die 
Grundrechte und Grundfreiheiten weiter gefördert werden; fordert die Organe und 
Stellen der Union, insbesondere die in den Bereichen Beschäftigungs- und Sozialpolitik 
tätigen Stellen, auf, ihre Arbeitsweise hinsichtlich der Umsetzung der Charta besser 
anzugleichen; fordert, dass ein besonderer Schwerpunkt auf die Erleichterung der 
Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen und auf den Ausgleich der Nachteile 
gelegt wird, mit denen sie in ihrer Berufslaufbahn konfrontiert sind; fordert die 
Kommission auf, eine Generaldirektion für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen einzurichten; bedauert, dass das Potenzial der Charta noch nicht 
vollständig ausgeschöpft worden ist;

8. unterstreicht die wichtige Rolle der Europäischen Bürgerbeauftragten, wenn es darum 
geht, die Organe der Union zur Rechenschaft zu ziehen und ihre gute 
Verwaltungspraxis zu fördern; begrüßt die von der Europäischen Bürgerbeauftragten 
geleistete Arbeit;

9. begrüßt die Arbeit der Kommission im Bereich der Grundrechte und ihre Jahresberichte 
über die Anwendung der in der Charta der Grundrechte verankerten Grundrechte und 
Grundfreiheiten;

10. begrüßt, dass die EU verstärkt ein Augenmerk auf die Rechte von älteren Bürgern legt, 
und fordert weitere Fortschritte bei einem rechtebasierten Ansatz in Bezug auf die 
Alterung; hebt hervor, dass die Diskriminierung aus Altersgründen bekämpft werden 
muss;

11. betont, dass die Organe der Union und die Mitgliedstaaten ihre Verpflichtungen in 
Bezug auf die sozialen und wirtschaftlichen Anforderungen der Charta achten sollten, 
wenn sie gewährleisten, dass die Instrumente der Union, wie etwa der Vertrag über 
Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion und 
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der Stabilitäts- und Wachstumspakt, eingehalten werden. verlangt zudem, dass der 
Begriff „außergewöhnliche Umstände“ gemäß Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b des 
Vertrags über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und 
Währungsunion, unter denen eine Abweichung von dem mittelfristigen Ziel oder von 
dem angekündigten Anpassungspfad möglich ist, so ausgelegt wird, dass auch jener Fall 
darunter fällt, dass ein Land nicht zur Einhaltung in der Lage ist, ohne dass seine 
Verpflichtungen gemäß den Sozialbestimmungen der Charta beeinträchtigt werden;

12. erkennt die entscheidende Rolle der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 
bei der Bewertung der Einhaltung der Charta an und begrüßt die von der Agentur 
geleistete Arbeit; empfiehlt der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, die 
EU-Organe und die Mitgliedstaaten weiterhin zu beraten und zu unterstützen, was die 
Verbesserung der Grundrechtekultur in der Union betrifft; begrüßt die kürzlich 
angenommene Strategie der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte für den 
Zeitraum 2018–2022;

13. bekräftigt, dass die Sozialbestimmungen der Charta eine angemessene soziale 
Absicherung und Gesundheitsversorgung sowie angemessenen Sozial- und 
Gesundheitsschutz für alle Arbeitnehmer, einschließlich auf Online-Plattformen 
beschäftigter Arbeitnehmer, garantieren;

14. betont, dass es wichtig ist, dass bei allen Vorschlägen für Rechtsvorschriften der Union 
die in der Charta verankerten Grundrechte geachtet werden; betont insbesondere in 
Bezug auf die grundlegenden Arbeitnehmerrechte, dass die Union sicherstellen muss, 
dass jeder Arbeitnehmer unabhängig von der Größe des Unternehmens, der Art des 
Vertrags und der Art des Beschäftigungsverhältnisses dieselben Grundrechte genießt;

15. fordert die Kommission und die Europäische Zentralbank auf, die Charta bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen des Europäischen Stabilitätsmechanismus, 
einschließlich dessen Kreditvergabepraktiken, unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs uneingeschränkt einzuhalten;
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